
Richtlinien und Beschlüsse des Plenums des Obersten Gerichts

Bekanntmachung der Neufassung der Richtlinie Nr. 19 
des Plenums des Obersten Gerichts
Auf Grund der Ziff. II des Beschlusses des Plenums 
des Obersten Gerichts zur Änderung der Richtlinie 
Nr. 19 des Plenums des Obersten Gerichts zur Anwen­
dung des § 44 AGO — Verfahren über die Vollstreckbar­
keitserklärung von Beschlüssen der Konfliktkommissio­
nen — vom 15. September 1965 — I P1R — 1 — 12/65 — 
(GBl. II S. 703) vom 19. Dezember 1968 - I P1B - 13 - 
4/68 — wird nachstehend die Neufassung der Richtlinie 
Nr. 19 des Plenums des Obersten Gerichts bekannt­
gemacht.
Berlin, den 19. Dezember 1968 Dr. Toeplitz

Präsident
Richtlinie 

des Plenums des Obersten Gerichts 
zur Anwendung des § 44 AGO — Verfahren über 
die Vollstreckbarkeitserklärung von Beschlüssen 
der Konfliktkommissionen
Richtlinie Nr. 19 vom 15. September 1965 — I P1R —
1 — 12/65 — ln der Fassung des Beschlusses des Ple­
nums des Obersten Gerichts vom 19. Dezember 1968
Die Konfliktkommissionen haben sich seit ihrer Bildung 
im Jahre 1953 zu gesellschaftlichen Gerichten entwik- 
kelt, deren Tätigkeit für die Herausbildung und Festi­
gung des sozialistischen Staats- und Rechtsbewußtseins 
und der sozialistischen Arbeitsmoral und Arbeitsdiszi­
plin der Werktätigen zunehmend an Bedeutung gewon­
nen hat. Immer mehr werden die den Rechtsverlet­
zungen zugrunde liegenden Ursachen von den Konflikt­
kommissionen aufgedeckt und unter Einbeziehung ge­
sellschaftlicher Kräfte beseitigt, ohne daß es des Ein­
greifens staatlicher Rechtspflegeorgane bedarf. Durch 
die Überwindung der in den Rechtsverletzungen und 
ihren Ursachen zum Ausdruck kommenden Hemmnisse 
der gesellschaftlichen Entwicklung leisten die Konflikt­
kommissionen einen wesentlichen Beitrag für den ge­
sellschaftlichen Fortschritt, insbesondere für die Erzie­
hung und Selbsterziehung der Werktätigen. Sie haben 
sich hierdurch unter den Werktätigen große Autorität 
erworben, die der sozialistische Staat anerkennt und 
fördert. Die staatlichen Gerichte sind verpflichtet, die 
einheitliche Rechtsanwendung in der Tätigkeit der» 
Konfliktkommissionen, insbesondere durch Überprü­
fung und Durchsetzung ihrer Beschlüsse, zu gewähr­
leisten.
Unter diesem Gesichtspunkt sind auch die Aufgaben 
zu betrachten, die die Kreisgerichte (Kammern für Ar­
beitsrechtssachen) gemäß § 44 AGO in Verfahren über 
die Vollstreckbarkeitserklärung von Konfliktkommis­
sionsbeschlüssen zu erfüllen haben. Wie bei der An­
fechtung von Konfliktkommissionsbeschlüssen durch 
Erhebung der Klage (Einspruch) berührt sich auch in 
diesen Verfahren unmittelbar die Tätigkeit der Kon­
fliktkommissionen als gesellschaftliche Gerichte mit der 
Tätigkeit der staatlichen Gerichte. Die Durchführung 
der Verfahren und ihre Ergebnisse müssen dem Cha­
rakter und der Autorität der Konfliktkommissionen ge­
recht werden und dazu beitragen, sie in ihrer Tätigkeit 
anzuleiten und zu unterstützen.

I. Die Bedeutung der Konfliktkommissionsbeschlüsse 
und ihre Verwirklichung
1. Die Konfliktkommissionen sind gesellschaftliche Ge­
richte, denen der sozialistische Staat durch Gesetz u. a. 
die Aufgabe übertragen hat, Arbeitsstreitigkeiten zu

untersuchen und zu entscheiden (§ 142 GBA in Verbin­
dung mit §8 GGG). Sofern im Betrieb eine Konflikt­
kommission besteht, setzen die Durchführung eines 
Verfahrens und eine Entscheidung der staatlichen Ge­
richte über den Arbeitsstreitfall voraus, daß zuvor eine 
Beratung vor der Konfliktkommission in Anwesenheit 
der an dem Arbeitsstreitfall Beteiligten (Antragsteller 
und Antragsgegner) staftgefunden hat (§ 148 Abs. 1 
GBA, §24 Abs. 1 Konfliktkommissionsordnung; vgl. 
OG, Urteil vom 23. Februar 1962 - Za 1/62 - OGA Bd. 3
S. 238). .
2. Die Beratung vor der Konfliktkommission zur Unter­
suchung und Entscheidung von Arbeitsstreitigkeiten ist 
ein rechtlich geregeltes Verfahren, das den gleichen 
grundlegenden rechtlichen Prinzipien unterliegt und den 
Beteiligten ebensolche verfahrensmäßigen Rechtsgaran­
tien bietet wie ein arbeitsrechtliches Verfahren vor den 
staatlichen Gerichten. Dies zeigt sich z. B. in der Öffent­
lichkeit, Unmittelbarkeit, Mündlichkeit der Beratung, 
in der ausschließlichen Bindung der Konfliktkommission 
an das Gesetz, in der Einspruchsmöglichkeit der Betei­
ligten gegen Beschlüsse, in der Verpflichtung zur Er­
forschung der objektiven Wahrheit, in der Mitwirkung 
der Werktätigen an der Beratung und Entscheidung 
der Streitfälle. Die Beratung endet regelmäßig mit 
einem Beschluß der Konfliktkommission, der in seiner 
Bedeutung und Wirkung einer Entscheidung des staat­
lichen Gerichts in Arbeitsrechtssachen gleichsteht. Somit 
ist die Beratung vor der Konfliktkommission zur Un­
tersuchung und Entscheidung von Arbeitsstreitigkeiten 
ein selbständiges, in sich abgeschlossenes Verfahren, 
das zur völligen Erledigung des Arbeitsrechtsstreits mit 
verbindlicher Wirkung für und gegen die Beteiligten 
führt, sofern der Beschluß der Konfliktkommission 
nicht angefochten wird.
3. Zu den verfahrensmäßigen Rechtsgarantien für die 
Beteiligten eines Streitfalles über das Bestehen und die 
Verwirklichung von Rechten und Pflichten aus dem 
Arbeitsrechtsverhältnis gehört ihr gesetzlich festge­
legtes Recht, den Konfliktkommissionsbeschluß inner­
halb einer Frist von 14 Tagen nach Zugang durch 
Erhebung der Klage (Einspruch) vor dem zuständigen 
Kreisgericht (Kammer für Arbeitsrechtssachen) anzu­
fechten (§ 13 Abs. 1 GGG, § 21 AGO, § 58 Abs. 1, 2 und 4 
Konfliktkommissionsordnung). Auf dieses Recht (Ein­
spruchsmöglichkeit) hat die Konfliktkommission die Be­
teiligten in ihrem Beschluß hinzuweisen (§ 19 Abs. 1 
Konfliktkommissionsordnung). Ein von den Beteiligten 
nicht angefochtener Beschluß wird rechtskräftig; er kann 
in einem neuen arbeitsrechtlichen Verfahren weder 
überprüft noch abgeändert werden. Der Eintritt der 
Rechtskraft wird durch die dem Staatsanwalt zuste­
hende außerordentliche Befugnis nicht gehindert, ge­
gen gesetzwidrige Beschlüsse der Konfliktkommissionen 
innerhalb einer Frist von drei Monaten nach der Be­
schlußfassung beim zuständigen Kreisgericht (Kammer 
für Arbeitsrechtssachen) Klage (Einspruch) zu erheben 
(§ 58 Abs. 3 Konfliktkommissionsordnung). In diesem 
Fall wird die bereits eingetretene Rechtskraft durch 
die Ausübung der außerordentlichen Befugnis des 
Staatsanwalts wieder beseitigt.
4. Mit der Rechtskraft tritt der Beschluß der Kon­
fliktkommission in das Stadium seiner Verwirklichung 
ein. Auch für einen im Konfliktkommissionsbeschluß 
enthaltenen Leistungsausspruch gilt der in § 53 Abs. 1 
AGO ausgesprochene Grundsatz, daß der zur Leistung
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